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gen den Gegendruckregulator im Boh­

rer abmontiert zu haben. Xing Yiming 

soll weniger Bohrflüssigkeit als vor­

geschrieben beigefügt haben. Durch 

diese Fahrlässigkeit sei die Gasblase 

entstanden, die zusammen mit dem 

Schwefelwasserstoff als tödliches Ge­

misch entwichen war und das Leben 

von 243 Menschen gefordert hatte.

Als weitere Konsequenz aus dem Un­

glück hat die CNPC den Tag der Ka­

tastrophe (23. Dezember) zum „Safe 

Production Caution Day“ erklärt. 

Nach offiziellen Angaben ist die CNPC 

bemüht, alle erforderlichen Maßnah­

men zu ergreifen, um die Produktion 

auf höchst möglichen Sicherheitsstan­

dard zu bringen. Zudem sollen Schu­

lungen sowie Übungen für Notrettun- 

gen verbessert und intensiviert wer­

den. CNPC verfügt insgesamt über 1,5 

Millionen Angestellte und verzeichnet 

einen Umsatz von mehr als 400 Mil­

liarden RMB jährlich. (XNA, 7., 9.,

11., 16.1.04; CD, 9.1.04; SCMP, 10., 

13.1.04, nach BBC PF, 11., 14.1.04; 

FAZ, 12.1.04) -bk-

14 Neue Vorschriften zur Ent­

lassung von Führungskadern 

in der Provinz Guangdong

Die Organisationsabteilung des Par­

teikomitees der Provinz Guangdong 

hat neue Vorschriften zur Entlassung 

von Führungskadern in Partei- und 

Regierungsorganen erlassen. Die Be­

stimmungen, die bereits im Dezember 

2003 in Kraft getreten sind, gelten als 

wegweisende Umsetzung der vom ZK 

der KPCh erlassenen, landesweit gül­

tigen „Vorschriften zur Rekrutierung 

und Beförderung von Führungskadern 

in Partei und Regierung“. Bereits seit 

einigen Jahren gilt die Provinz Guang­

dong als Pionier für Reformen im Ka­

dersystem und im Bereich innerpartei­

licher Demokratisierung. Die Vorrei­

terrolle Guangdongs dürfte aber auch 

im Zusammenhang mit der SARS-Kri- 

se Ende 2002/Anfang 2003 stehen, in 

deren Verlauf politische Fehlleistun­

gen in Regierungs- und Parteiorganen 

der Provinz heftige öffentliche Kritik 

auf sich gezogen hatten.

Die Vorschriften legen folgende Grün­

de für eine Entlassung von Führungs­

kadern aus ihren Ämtern fest:

1. das Fällen unsachgemäßer oder 

nicht verfahrensgerechter Ent­

scheidungen, die im Verlust um­

fangreichen staatseigenen oder 

kollektiven Vermögens resultieren; 

die Verantwortung für schwer­

wiegende Qualitätsmängel bei 

groß angelegten Bauprojekten, die 

schwere materielle Verluste nach 

sich ziehen;

2. Verfehlungen im Verwaltungsbe­

reich, die schwere politische Zwi­

schenfälle, schwere Verbrechen, 

schwere Störungen der öffentlichen 

Sicherheit und des öffentlichen Le­

bens oder schwere industrielle Un­

fälle verursachen;

3. die Zurückhaltung von Nachrich­

ten bzw. bewusste Vertuschung 

oder die Verhinderung von Unter­

suchungen im Fall schwerer Ge­

setzesverstöße, sofern davon ei­

ne stark negative gesellschaftliche 

Wirkung ausgeht;

4. Regelverstöße und Missbrauch im 

Bereich der Rekrutierung und 

Einstellung von Personal mit 

negativer gesellschaftlicher Wir­

kung;

5. Nachlässigkeit in der Ausübung 

von Verwaltungs- und Aufsichts­

pflichten in wichtigen Leitungspo­

sitionen, die zu schwerwiegenden 

Gesetzes- und Disziplinverstößen 

untergeordneter Mitarbeiter füh­

ren;

6. von Ehegatten, Kindern und ver­

wandten Personen eines Füh­

rungskaders begangene Gesetzes­

verstöße und kriminelle Delikte, 

sofern diese schwere negative Aus­

wirkungen haben und die Aus­

übung des öffentlichen Amtes be­

einträchtigen;

7. Nachlässigkeiten und Verfehlun­

gen im persönlichen Verhalten, die 

eine Schädigung des Rufs als Füh­

rungskader und eine stark nega­

tive Wirkung in der Bevölkerung 

nach sich ziehen;

8. sonstige Gründe.

So detailliert hier mögliche Gründe für 

die Entlassung von Führungskadern 

aufgefächert werden, zeichnen sich die 

Vorschriften doch durch einen sehr 

großen Ermessensspielraum aus. Wie 

die Formulierungen durchgängig zei­

gen, sind die objektiven Fehlleistun­

gen an sich noch kein ausreichender 

Grund für Entlassungen; ausschlagge­

bend ist vielmehr der Grad der nega­

tiven gesellschaftlichen Wirkung“, den 

die jeweiligen Verfehlungen nach sich 

ziehen.

Keine Berücksichtigung in den jüngs­

ten Vorschriften der Provinz Guang­

dong zum Kadersystem findet die Fra­

ge des Verbots unternehmerischer Ak­

tivitäten für Führungskader, wie sie 

gegenwärtig in zentralen Parteikreisen 

kontrovers diskutiert wird. So wur­

de an der Zentralen Parteischule in 

Beijing im Januar bestätigt, dass es 

führenden Partei- und Regierungska­

dern untersagt sei, sich nebenberuflich 

in Unternehmen jeder Art zu betei­

ligen. Dieses Verbot steht im Gegen­

satz zu einer verbreiteten Praxis sym­

biotischer Netzwerke zwischen politi­

schen und wirtschaftlichen Eliten, die 

insbesondere auf Funktionären auf lo­

kaler Ebene zahlreiche Anreize bieten, 

kommerziellen Aktivitäten nachzuge­

hen. Wurde diese Praxis bislang meist 

stillschweigend geduldet, so scheint 

die neue parteistaatliche Führung be­

strebt, derartige korruptionsanfällige 

Verflechtungen möglichst zu beseiti­

gen. Die Wirksamkeit entsprechender 

Verbote wird allerdings von ihrer ef­

fektiven Umsetzung auf lokaler Ebe­

ne abhängen, die gegenwärtig nicht in 

Sicht zu sein scheint. (Ta Kung Pao 

web site, 20.12.03, nach BBC, 16.1.04; 

Zhongguo Xinwen She, 16.1.04, nach 

BBC PF, 22.1.04) -hol-
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15 Schwerpunkte der diesjähri­

gen Bildungsarbeit

Bildungsminister Zhou Ji erläuterte 

in einem Zeitungsartikel der Volks­

zeitung die Schwerpunkte der Bil­

dungsarbeit für das Jahr 2004 (vgl. 

RMRB, 13.1.04, S.ll). Danach gibt 

es in diesem Jahr „zwei große stra­

tegische Schwerpunkte“, nämlich ers­

tens die Reform und Entwicklung des 

ländlichen Bildungswesens und zwei­

tens den Aufbau von Elitehochschulen 

(„Hochschulen von hohem Niveau“).

1. Für das ländliche Schulwesen, auf 

das sich der Minister in seinen Aus­

führungen konzentrierte, sind vor al- 
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lern drei Punkte von höchster Priori­

tät:

- Die Realisierung der beiden 

„grundlegenden Aufgaben“ (Ab­

schaffung des Analphabetentums 

unter jungen Leuten und Ein­

führung der neunjährigen Schul­

pflicht) in Westchina. Zu diesem 

Zweck müssen die Zentrale und die 

Lokalregierungen Mittel in Höhe 

von zig Milliarden bereitstellen. 

Wichtig ist die vernünftige Vertei­

lung der Aufbauprogramme und 

der Mittel; so soll z.B. das Projekt 

für den Bau von Internatsschulen 

in den ländlichen Gebieten in die 

Gesamtplanung des Projekts der 

Einführung der Schulpflicht in den 

Armutsgebieten und der Renovie­

rung baufälliger Schulen eingehen.

- Die Einführung moderner Fernbil­

dung in die Grund- und Mittel­

schulen auf dem Lande. Von einer 

auf moderner Informationstechno­

logie beruhenden Fernbildung ver­

spricht man sich einen nie da ge­

wesenen Schub für die Bildung 

der ländlichen Bevölkerung. Der 

Schwerpunkt des Fernunterrichts 

soll auf anwendungsorientiertem 

Gebiet liegen.

- In Bezug auf die Verwaltung und 

Kontrolle der Schulpflicht auf dem 

Lande soll der Kreis die Hauptrol­

le spielen. Es muss klar sein, 

dass die Lokalregierungen unter­

halb der Provinzebene für die 

Schulpflicht auf dem Lande die 

Verantwortung tragen; sie müs­

sen die Bildungsfinanzierung ver­

bessern, d.h. solide Finanzierungs­

mechanismen zur Beschleunigung 

der Entwicklung und Reform des 

ländlichen Schulwesens aufbauen. 

Der Staat unterstützt vorzugswei­

se solche Gebiete, die sich aktiv 

um die Reform des ländlichen Bil­

dungswesens bemühen. Die Auf­

sicht muss verstärkt werden, um 

die Effektivität der Bildungsaus­

gaben zu steigern.

Was den Hochschulsektor betrifft, so 

liegt der strategische Schwerpunkt 

hier auf der Errichtung von Eliteuni­

versitäten und Schwerpunktfächern. 

Hierfür wurden in der zweiten Hälfte 

der 1990er Jahre zwei Projekte initi­

iert, das „Projekt 985“ und das „Pro­

jekt 211“. Ersteres hat zum Ziel, ei­

ne Reihe von Universitäten auf fort­

geschrittenes Weltniveau anzuheben, 

sodass sie zu den besten Universitä­

ten der Welt zählen. In das „Projekt 

211“ sind rund einhundert Universi­

täten aufgenommen worden, die als 

die besten Chinas gelten und inter­

nationales Niveau haben. Beide Pro­

jekte treten nach den Ausführungen 

des Ministers im Jahre 2004 in ihre 

zweite Phase, d.h. in die Ausbauphase. 

Aus gesamtstaatlicher Sicht wird mit 

den beiden Projekten ein System von 

Schwerpunkt Wissenschaften errichtet, 

die vernünftig verteilt sind und ihre 

jeweiligen Besonderheiten und Vorzü­

ge haben. Damit verbunden sind zu­

gleich das Projekt zur Erneuerung der 

Postgraduiertenbildung und das Pro­

jekt zur Innovation von Wissenschaft 

und Technik an den Hochschulen.

Während der Aufbau der Eliteuniver­

sitäten seit mehreren Jahren zielge­

richtet und insgesamt problemlos be­

trieben wird, hat das ländliche Schul­

wesen insbesondere im unterentwickel­

ten Westen mit großen Problemen zu 

kämpfen. Für die Anhebung des Bil­

dungsniveaus der Bevölkerung ist der 

Ausbau der schulischen Infrastruktur 

auf dem Lande von entscheidender Be­

deutung. Diesem Umstand hat die Re­

gierung im September 2003 Rechnung 

getragen, indem sie speziell einen Be­

schluss zur Förderung der ländlichen 

Bildungsarbeit erließ (vgl. dazu C.a., 

2003/9, Ü 13). -st-

16 Anhebung der staatlichen

Bildungsausgaben

Wie von Seiten des Bildungsministeri­

ums verlautete, will der Staat die Bil­

dungsausgaben erhöhen. Gegenwärtig, 

so heißt es, machten die staatlichen 

Aufwendungen für das Bildungswesen 

3,41% des BSP aus. In Kürze wer­

de man die angestrebte Zielmarke von 

4% erreichen. Es wird darauf verwie­

sen, dass China mit 318 Mio. Schü­

lern und 1,17 Mio. Schulen (davon 

670.000 reguläre und 500.000 Erwach­

senenschulen) das umfangreichste Bil­

dungswesen der Welt habe. Zugleich 

aber wird zugegeben, dass derzeit eine 

große Lücke klaffe zwischen den Res­

sourcen für eine qualitative Bildung 

und dem stetig steigenden Bedarf des 

Volkes an Bildung. Der Schlüssel zur 

Lösung dieses Widerspruchs liege in 

den Investitionen in das Bildungswe­

sen. Doch mit der Bildungsfinanzie­

rung steht es nicht zum besten. Ins­

besondere auf lokaler Ebene, die für 

die Finanzierung des Schulwesens zu­

ständig ist, reichen die Mittel oft nicht 

aus oder sie werden anderweitig ein­

gesetzt. Viele örtliche Regierungen se­

hen immer noch nicht, dass ein enger 

Zusammenhang zwischen Bildungswe­

sen und wirtschaftlicher Entwicklung 

besteht. Hier will die Zentralregierung 

jetzt stärker eingreifen.

In der ersten Januarhälfte befasste 

sich die staatliche Führungsgruppe für 

Wissenschaft und Bildung mit der 

Frage, wie das System der Bildungsfi­

nanzierung reformiert und verbessert 

werden kann. Sie verabschiedete einen 

vom Bildungsministerium formulier­

ten „Aktionsplan 2003-2007 zur Bele­

bung des Bildungswesens“. In diesem 

Aktionsplan ist klar festgelegt, dass 

ein dem öffentlichen Finanzsystem 

entsprechendes System der Bildungs­

finanzierung errichtet werden muss. 

Das Ziel ist, die Verantwortung der 

Regierungen aller Verwaltungsebenen 

für die Bildungsausgaben zu stärken 

und die „Drei Steigerungen“ bei den 

Bildungsausgaben zu garantieren. Die 

„Drei Steigerungen“ bedeuten, 1. dass 

die Aufwendungen der Regierungen 

für das Bildungswesen stärker wach­

sen müssen als die regulären Einnah­

men der jeweiligen Finanzverwaltun­

gen, 2. dass die Ausgaben pro Schü­

ler schrittweise anzuheben sind und 

3. dass die schrittweise Steigerung der 

Lehrergehälter und der durchschnittli­

chen öffentlichen Ausgaben pro Schü­

ler zu gewährleisten sind.

Während der Pflichtschulbereich zur 

Hauptsache aus öffentlichen Mitteln 

finanziert wird, soll Bildung, die nicht 

zur Schulpflicht zählt, in einem ver­

nünftigen Verhältnis gemeinsam von 

der Regierung und dem Auszubilden­

den getragen werden, wobei die Belas­

tung für die Familien erträglich sein 

soll. Zudem sollen die Möglichkeiten 

der Geldbeschaffung für Bildung er­

weitert und ein effektiver Anreizme­

chanismus für Investitionen, Finanzie­

rung und Spenden durch die Gesell­

schaft geschaffen werden. Durch Un­

terstützung bedürftiger Familien in 

Stadt und Land soll verhindert wer­

den, dass Schüler die Schule aus fi­

nanziellen Gründen abbrechen. Im 

Hochschulbereich soll das System der 

Darlehensgewährung verbessert wer­



CHINA aktuell - 18 Januar 2004

den; ferner sollen Maßnahmen wie 

Auszeichnungen, Werkstudium, Un­

terstützung bei Bedürftigkeit und Ver­

minderung oder Erlass der Studienge­

bühren noch besser werden. Nicht zu­

letzt sind gesellschaftliche Organisa­

tionen und Einzelpersonen aufgerufen, 

bedürftige Studenten zu unterstützen. 

(Vgl. RMRB, 12.1.04, S.ll.)

Die öffentlichen Zuwendungen für das 

Bildungswesen sollten die Zielmar­

ke von 4% des BSP eigentlich bis 

zum Ende des 20. Jahrhunderts er­

reicht haben. Dies war bereits in dem 

Programm für die Reform und Ent­

wicklung des chinesischen Bildungs­

wesens vom Februar 1993 gefordert 

worden, und die Regierung hat sich 

seitdem immer wieder dazu bekannt. 

Doch hängt die 4%-Marke nicht al­

lein von der Zentralregierung ab, son­

dern auch von den Provinzen, und 

diese erreichen die angestrebte Marke 

zum großen Teil noch nicht (vgl. dazu 

C.a., 1998/6, Ü 15). De facto sanken 

die öffentlichen Bildungsausgaben so­

gar Ende der 1990er Jahre (vgl. C.a., 

2001/1, Ü 21). -st-

17 Schulbesuch von Migranten­

kindern

Nach wie vor stellt die Umsetzung der 

Schulpflicht für Migrantenkinder ein 

großes Problem dar. Die Zahl der Mig­

ranten, die vom Lande in die Städ­

te strömen, wächst ständig. Wurden 

bei der Volkszählung des Jahres 2000 

noch rd. 100 Mio. Migranten ermit­

telt, hat sich ihre Zahl bis heute be­

reits auf rd. 120 Mio. erhöht. An den 

100 Mio. Migranten des Jahres 2000 

hatten Kinder und Jugendliche un­

ter 18 Jahre offiziellen Angaben zufol­

ge einen Anteil von 19,37% oder rd. 

20 Mio. In einem Beitrag der Volks­

zeitung heißt es, die Einschulungsra­

te unter den Migrantenkindern in die 

Grundschule betrage 85%, doch den 

Übergang in die Sekundarstufe I voll­

zögen nur 20% (RMRB, 8.1.04, S.13). 

Nach einer neuesten Stichprobenun­

tersuchung, die das Komitee für Frau­

en und Kinder des Staatsrats, das 

Staatliche Kinderzentrum und der UN 

Children’s Fund im November 2003 in 

neun Städten durchführten, besuchen 

9,3% der Migrantenkinder keine Schu­

le. Fast 20% der Migrantenkinder in 

diesen Städten haben keine Möglich­

keit, dort eine öffentliche Schule zu be­

suchen; 46,9% der sechsjährigen Kin­

der von Wanderarbeitern werden nicht 

eingeschult, und von denen, die be­

reits eine Schule besuchen, muss ein 

großer Teil die Schule aus wirtschaft­

lichen Gründen abbrechen (RMRB, 

XNA, 14.1.04).

Doch es sind nicht nur wirtschaftli­

che Gründe, die zur Nichteinhaltung 

der neunjährigen Schulpflicht führen. 

Die öffentlichen Schulen in den Städ­

ten nehmen nur Kinder von Famili­

en auf, die dort ordentlich gemeldet 

sind. Viele Wanderarbeiter aber sind 

noch an ihrem ländlichen Herkunfts­

ort registriert und halten sich in der 

Stadt illegal oder halb legal auf. Hin­

zu kommt, dass in den Städten im­

mer noch starke Vorurteile gegen Mig­

ranten bestehen und die öffentlichen 

Schulen daher ungern Migrantenkin­

der aufnehmen. Häufig müssen diese 

daher auch höhere Schulgebühren zah­

len als die ansässigen Stadtkinder. Das 

Hauptproblem scheinen jedoch die un­

klaren Verantwortlichkeiten zu sein. 

Zwar wurden bereits 1998 „Vorläufi­

ge Bestimmungen über den Schulbe­

such von Migrantenkindern“ erlassen, 

in denen die ursprüngliche Regelung, 

dass die ländlichen Herkunftsorte für 

den Schulbesuch zuständig sind, da­

hingehend geändert wurde, dass nun­

mehr die Zielorte, in denen die Mig­

rantenfamilien tatsächlich lebten, zu­

ständig sein sollten (vgl. C.a., 1998/3, 

Ü 26). Doch diese Regelung ließ sich 

nicht durchsetzen. Die Praxis sieht so 

aus, dass sich niemand wirklich ver­

antwortlich fühlt.

Für Migrantenkinder gibt es drei Mög­

lichkeiten des Schulbesuchs: Entweder 

sie zahlen regulär Schulgeld als Gast­

schüler (das höher ist als für die „nor­

malen“ Schüler) und besuchen eine öf­

fentliche Schule, oder sie besuchen ei­

ne staatlich genehmigte Privatschule, 

die aber relativ teuer ist, oder sie ge­

hen auf eine Schule speziell für Mig­

rantenkinder. Über 90% der Migran­

ten entscheiden sich für die letzte Va­

riante, weil sie die billigste ist. Zu­

gleich aber haben diese Migranten­

schulen auch das niedrigste Niveau. 

Über 90% dieser Schulen werden ohne 

behördliche Genehmigung betrieben, 

sind also praktisch illegal. Es man­

gelt an allem: an Geld, an richtiger 

Ausstattung, an ausgebildeten Leh­

rern, an Unterrichtsräumen; an man­

chen Schulen drängen sich 70 Schü­

ler in einem Klassenzimmer. Trotzdem 

florieren diese Schulen - mangels ver­

nünftiger Alternativen. In Beijing bei­

spielsweise gab es 2002 für Migran­

tenkinder 123 Schulen, Ende 2003 wa­

ren es bereits über 200, davon zehn 

mit einer Schülerzahl von über 1.000. 

Dass der Besuch der separaten Mig­

rantenschulen für den überwiegenden 

Teil der Migrantenkinder die Regel ist, 

zeigt, dass die Migranten tatsächlich 

kaum in die städtische Gesellschaft in­

tegriert sind. Die Zweiteilung der Ge­

sellschaft in Stadt- und Landbevölke­

rung bleibt de facto erhalten, auch 

wenn Landbewohner in der Stadt le­

ben (vgl. dazu RMRB, 8.1.04, S.13).

In jüngster Zeit scheint Bewegung in 

das lange vernachlässigte Problem des 

Schulbesuchs der Migrantenkinder zu 

kommen und sich eine Trendwende an­

zubahnen. Zumindest vertritt die Re­

gierung jetzt eindeutig eine Politik 

der schulischen Integration der Mig­

rantenkinder. Zunächst hat die Regie­

rung im September 2003 in einer Mei­

nungsäußerung zur Verbesserung der 

Pflichtbildung von Migrantenkindern 

klargestellt, dass die Regierungen der 

Orte, in die die Wanderarbeiter gezo­

gen sind, für die Schulbildung der Mig­

rantenkinder die Verantwortung tra­

gen. Die Regierungen müssen entspre­

chende Bestimmungen erlassen und 

die Pflichtbildung der Migrantenkin­

der in die reguläre neunjährige Pflicht­

bildung in ihrem jeweiligen Gebiet in­

tegrieren und die notwendigen Mittel 

bereitstellen. Sie müssen dafür sorgen, 

dass die Schulbildung der Migranten­

kinder verbessert wird und das Niveau 

in ihrem jeweiligen Gebiet erreicht.

Wie diese Forderungen in die Pra­

xis umgesetzt werden können, darüber 

wird jetzt öffentlich diskutiert. Fach­

leute schlagen dreierlei vor: 1. die Ab­

schaffung oder Senkung der sog. Spon­

sorengebühr (zanzhufei), die öffentli­

che Schulen für die Aufnahme von 

Migrantenkindern erheben (eine Ge­

bühr, die zwischen 1.000 und 30.000 

Yuan betragen kann und mit der 

Migranten sich quasi in eine öffent­

liche Schule einkaufen); durch diese 

Maßnahme soll der Besuch einer öf­

fentlichen Schule für Migrantenkinder 

zum Regelfall werden; 2. die Legalisie­

rung der Migrantenschulen durch Set­

zung anerkannter Standards und Er­

richtung von Kontrollmechanismen; 3.
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Unterstützung durch die Gesellschaft 

(RMRB, 8.1.04, S.13).

Auf der Linie dieser Vorschläge liegt 

jetzt auch die Regierungspolitik, die 

der zuständige Fachmann im Bil­

dungsministerium in einem Inter­

view mit der Volkszeitung erläuterte 

(vgl. RMRB, 15.1.04, S.13). Danach 

sollen Migrantenkinder hauptsächlich 

auf öffentliche Ganztagsschulen ge­

hen. Wenn die öffentlichen Ganztags­

schulen ihr Potenzial voll ausschöpf­

ten, dann seien sie in der Lage, Kin­

der von Wanderarbeitern aufzuneh­

men. Im Übrigen sind die Schulen 

gehalten, Migrantenkinder hinsicht­

lich Auszeichnungen, Aufnahme in die 

Jungen Pioniere oder die Jugendli­

ga und außerschulischen Aktivitäten 

gegenüber den städtischen Schülern 

nicht zu diskriminieren. Die Regierun­

gen der Städte, in die die Migranten 

gezogen sind, sollen den Schulbesuch 

der Kinder finanziell unterstützen, 

und die städtischen Bildungsbehörden 

sollen die Bildungsabgabe zu einem 

Teil für die Pflichtbildung der Migran­

tenkinder verwenden. Organisationen, 

Betriebe und Bürger werden zu Geld- 

und Sachspenden aufgerufen, um die­

sen Kindern den Schulbesuch zu er­

möglichen. Unterstützungsfonds, Sen­

kung der Schulgebühren oder Schul­

geldbefreiung sind weitere Maßnah­

men, die empfohlen werden.

Zu dem Problem, dass die meisten 

Migranten sich für die Migrantenschu­

len entscheiden und dass diese großen­

teils keine Genehmigung für ihren Be­

trieb haben, heißt es von Seiten des 

Bildungsministeriums, dass man da­

bei sei, die Migrantenschulen stärker 

zu unterstützen und deren Verwaltung 

zu stärken. Dabei sollen die Migran­

tenschulen unter die Kategorie Privat­

schulen fallen und wie diese verwal­

tet werden, d.h. es müssen entspre­

chende Genehmigungsverfahren und 

Standards eingehalten werden. Wer­

den die gesetzten Standards innerhalb 

einer bestimmten Frist nicht erreicht, 

wird die Genehmigung nicht erteilt. 

Zugleich soll die Aufsicht über die­

se Schulen verstärkt, der Schulbetrieb 

geregelt und so das Niveau der Mig­

rantenschulen angehoben werden.

Beide Maßnahmen, die verstärkte Zu­

lassung der Migrantenkinder zu den 

öffentlichen Schulen sowie die Stan­

dardisierung und Niveauanhebung der

- 19 -

Migrantenschulen, könnten die Aus­

grenzung der Migrantenkinder in den 

Städten beenden. Die Politik der Inte­

gration der Migranten, die sich nicht 

nur in der Schulpolitik äußert, sondern 

beispielsweise auch in Erleichterungen 

bei der Erteilung von Aufenthaltsge­

nehmigungen in den Städten, könnte 

eine Trendwende in der Behandlung 

der bislang durchweg diskriminierten 

Migranten bedeuten, -st-

18 Beschluss zur Entwicklung 

qualifizierter Fachleute

Auf der im Dezember 2003 veranstal­

teten Arbeitstagung von Partei und 

Staatsrat zum Thema Talentförde­

rung (vgl. dazu C.a., 2003/12, Ü 13), 

was so viel wie Entwicklung und Aus­

bildung qualifizierter Fachleute (ren- 

cai) bedeutet, wurde ein „Beschluss 

des ZK der KPCh und des Staatsra­

tes zur Intensivierung der Arbeit be­

züglich qualifizierter Fachleute“ verab­

schiedet. Der Beschluss stammt vom

26. Dezember 2003 und wurde am

1. Januar 2004 veröffentlicht (RMRB, 

GMRB, 1.1.04); er besteht aus acht 

Abschnitten mit insgesamt 23 Punk­

ten. Wegen der weit reichenden Be­

deutung dieses Dokumentes seien hier 

abschnittweise die wichtigsten Punkte 

wiedergegeben.

1. Die Verwirklichung der Strategie 

„Qualifizierte Fachleute machen den 

Staat stark“ (rencai qiang guo) wird 

als wichtige und dringende Aufgabe 

der Partei und des Staates hingestellt. 

Angesichts des Voranschreitens der 

wirtschaftlichen Globalisierung und 

des wissenschaftlich-technischen Fort­

schritts, so heißt es im ersten Ab­

schnitt, ist Humankapital zur wich­

tigsten strategischen Ressource ge­

worden. Gut ausgebildeten Fachleuten 

kommt im Wettbewerb der Staaten ei­

ne immer entscheidendere Bedeutung 

zu. Für das selbst gesteckte Ziel, in­

nerhalb der nächsten zwanzig Jahre 

für alle Chinesen bescheidenen Wohl­

stand zu erreichen, sind qualifizierte 

Fachleute die Grundlage. Zwar hat der 

Staat der Rencai-Arbeit insbesondere 

seit Beginn der Reformperiode große 

Beachtung geschenkt, aber Anzahl, 

Struktur und Qualität der Fachleute 

entsprechen noch nicht den Anforde­

rungen der wirtschaftlichen und gesell­

schaftlichen Entwicklung. Insbesonde­

re mangelt es an hoch qualifizierten 

Fachleuten; als weiterer Mangel wird 

angeführt, dass der Einsatz der Fach­

leute noch nicht ausreichend durch 

den Markt geregelt und die Mobili­

tät der Fachleute durch systembeding­

te Hindernisse eingeschränkt wird.

In dem Abschnitt wird deutlich, dass 

der Begriff rencai sehr breit gefasst 

ist; so ist davon die Rede, dass ne­

ben herausragenden innovativen Spit­

zenkräften und sonstigen Fachleuten 

für Verwaltung, Betriebsmanagement 

und Technik auch ein Heer von gut 

ausgebildeten Arbeitern (laodongzhe) 

vonnöten sei. Alle diese Fachleute wer­

den als Grundlage für die Umsetzung 

der Strategie „Qualifizierte Fachleute 

machen den Staat stark“ betrachtet. 

Für die Verwirklichung dieser Strate­

gie ist Folgendes erforderlich:

- Eine umfassende Vorstellung von 

rencai', als rencai gilt nicht nur 

jemand, der Fachkompetenz hat, 

sondern er muss außer Fachkennt­

nissen, Fähigkeiten und Leistun­

gen auch moralische Qualitäten 

vor weisen können.

- Stärkung der Fähigkeiten des Hu­

mankapitals; zu diesem Zweck 

muss mehr investiert werden, na­

mentlich in die Entwicklung von 

Wissenschaft und Bildung. An­

gestrebt wird die Umwandlung 

Chinas von einem Land mit ho­

hem Bevölkerungsdruck in ein 

Land mit großen Humanressour­

cen.

- Anpassung der Fachkräftestruk­

tur unter dem Gesichtspunkt der 

ausgeglichenen Entwicklung von 

Stadt und Land und der einzelnen 

Regionen, von Wirtschaft und Ge­

sellschaft sowie von Mensch und 

Natur, ferner entsprechend dem 

Bedarf der nationalen Entwick­

lung und der Öffnung nach au­

ßen sowie dem verbesserten Ein­

satz und einer besseren Verteilung 

der Fachleute.

2. Die Ausbildung von Fachleuten 

muss intensiviert werden.

Der Kern der Ausbildungsarbeit ist 

der Aufbau von Fähigkeiten bei den 

Fachleuten. Vor allem müssen Lern­

fähigkeit, praktische Fähigkeiten und 

Innovationsfähigkeit ausgebildet wer­

den. Für die Ausbildung von Fach­

leuten stellt das Bildungswesen die
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Grundlage dar, deshalb muss dieses 

verbessert werden, angefangen von der 

ländlichen Bildung bis hin zu den Eli­

teuniversitäten. Lebenslanges Lernen 

muss zum Prinzip werden, und dafür 

müssen die entsprechenden Vorausset­

zungen geschaffen werden.

3. Es müssen wissenschaftliche Be­

wertung skriterien für Fachleute auf­

gestellt und Einstellungsmechanismen 

geschaffen werden.

Gefordert werden Normen und Krite­

rien für Ämter und Berufe, neue Be­

rufsbezeichnungen und standardisier­

te Bewertungskriterien für Fachleu­

te aller Art, namentlich für Verwal­

tungsleute in Partei und Regierung, 

für Betriebsmanager sowie für Techni­

ker und andere Akademiker. Einstel­

lungssystem und Personalverwaltung 

sollen reformiert werden, jede Einheit 

soll über Einstellungen selbst entschei­

den; auch der Einzelne soll sich sei­

nen Beruf selbst auswählen. Befristete 

Verträge sollen an die Stelle von fes­

ten Anstellungen treten. Stellen sollen 

im Wettbewerb besetzt werden, und 

die Entlohnung soll sich nach der je­

weiligen Stelle bzw. dem Aufgabenbe­

reich richten (und nicht nach der Per­

son), Mitarbeiter sollen wechseln kön­

nen und höher oder niedriger einge­

stuft werden können.

f. Ein Fachkräftemarkt muss einge­

richtet, eine vernünftige Mobilität der 

Fachkräfte gefördert werden.

Die Einstellung von Fachleuten soll 

grundsätzlich vom Markt geregelt 

werden. Die Marktmechanismen für 

Fachkräfte müssen verbessert wer­

den. Systembedingte Hindernisse bei 

der Entfaltung des Fachkräftemark­

tes sollen beseitigt und ein profes­

sionalisiertes, EDV-gestütztes und in­

ternationalisiertes Dienstleistungssys­

tem für den Fachkräftemarkt soll auf­

gebaut werden. In vernünftigem Ma­

ße soll die Mobilität der Fachkräf­

te gefördert werden, d.h. die Ein­

schränkungen hinsichtlich Stadt und 

Land, Region, Abteilung, Branche, 

Status und Eigentumsform sollen ab­

geschafft und die Mobilität zwischen 

Organisationen unterschiedlicher Ei­

gentumsform und verschiedenen Re­

gionen soll erleichtert werden. Zu die­

sem Zweck müssen das Meldesys­

tem und das System der Personalak­

tenverwaltung reformiert werden, so­

dass Fachleute die Aufenthaltsgeneh­

migung an dem Ort erhalten, wo 

sie hauptsächlich arbeiten, und die 

Personalakten durch ein öffentliches 

Dienstleistungssystem verwaltet wer­

den. Techniker und andere Akademi­

ker sollen gleichzeitig Nebenbeschäfti­

gungen, befristeten Dienst, technische 

Entwicklung, Projektarbeit oder wis­

senschaftliche Beratungstätigkeit aus­

üben können. Fachleute sollen zudem 

ermuntert werden, in die Westgebiete, 

an die Basis und in schwierige Gebiete 

zu gehen.

5. Ansporn zu Arbeit und Leistung, 

wirksame Anreize und Sicherheit für 

die Fachkräfte.

In diesem Abschnitt geht es um die 

Verbesserung der Arbeitsplatzzuwei­

sung, die pluralisiert werden soll. Die 

Stellen sollen jeweils mit dem geeig­

netsten Bewerber besetzt werden. Im 

öffentlichen Dienst soll ein neues Ver­

gütungssystem geschaffen werden, bei 

dem es nach Leistung und Fähig­

keiten geht. Fachleute, die besonde­

re Leistungen erbringen oder die in 

schwierigen Gebieten arbeiten, sollen 

Sonderzuwendungen erhalten. Es soll 

ein modernes System der Eigentums­

rechte aufgebaut werden, insbesonde­

re die geistigen Eigentumsrechte sollen 

entsprechend dem Gesetz besser ge­

schützt werden. Das System der Aus­

zeichnung von Fachleuten für heraus­

ragende Beiträge soll einheitlich gere­

gelt werden, und - besonders wichtig - 

das soziale Sicherungssystem für Fach­

kräfte soll reformiert werden. Vor al­

lem sollen Fachkräfte, die ihre Stelle 

wechseln, ihre erworbenen Ansprüche 

behalten können.

6. Die Ausbildung von Führungskräf­

ten hat Priorität.

Der Aufbau eines Kontingents hoch­

rangiger Fachleute, d.h. Führungska­

der der mittleren und oberen Ebe­

ne sowie Führungskräfte in Wirtschaft 

und Wissenschaft, wird als allerwich- 

tigste Aufgabe bezeichnet. Für die 

drei Gruppen werden Richtlinien da­

für aufgestellt, welche Voraussetzun­

gen sie erfüllen müssen. Auslandsstu­

denten sollen verstärkt Anreize zur 

Rückkehr geboten werden, und auch 

ausländische Fachleute und Auslands­

chinesen sollen angeworben werden, 

insbesondere auf den Gebieten neue 

und Hochtechnologien, Finanzwesen, 

Rechts wesen, Handel und Manage­

ment, aber auch fehlende Fachleute in 

der Grundlagenforschung.

7. Die Humanressourcen voll zur Gel­

tung bringen und die Arbeit der Fach­

kräfte koordiniert entwickeln.

Dieser Abschnitt behandelt den Ein­

satz der Fachleute. Entsprechend der 

jeweiligen wirtschaftlichen und ge­

sellschaftlichen Entwicklung soll die 

Zahl der Fachkräfte erhöht und de­

ren Struktur und Qualität verbessert 

werden. Die Fachleute sollen vernünf­

tig auf Stadt und Land, Regionen, Ge­

werbe und Branchen sowie verschie­

dene Eigentumsformen verteilt wer­

den. Gezielt sollen Fachleute auf Ge­

bieten ausgebildet werden, auf denen 

Mangel herrscht. Dabei soll besonders 

auf weibliche Fachleute, Angehörige 

von Minderheiten und Fachleute au­

ßerhalb der Partei geachtet werden. 

Ein Schwerpunkt wird in der Ausbil­

dung von Fachleuten in den Westge­

bieten gesehen. Fachleute, an denen 

im Westen und in den Minderheiten­

gebieten Mangel herrscht, sollen ver­

stärkt dorthin gehen, Unterstützung 

leisten und den Dialog mit den dorti­

gen Kadern pflegen. Betont wird auch 

die Aus- und Weiterbildung der Ar­

beitskräfte, angefangen von Arbeitern 

bis zu Technikern und anderen Berufs­

gruppen, sei es auf schulischer oder 

betrieblicher Basis. Die Reform der 

Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

wird in Aussicht gestellt. Auf dem 

Lande sollen u.a. die Berufs- und Er­

wachsenenbildung gefördert und fort­

geschrittene angewandte Technologien 

eingeführt werden. Auf die Förderung 

herausragender junger Fachleute wird 

besonderer Wert gelegt.

8. Die Partei ist für die Fachleute zu­

ständig.

Um die Strategie „Qualifizierte Fach­

leute machen den Staat stark“ um­

zusetzen, muss am Prinzip, dass die 

Partei für die Fachleute zuständig ist, 

festgehalten werden. Die Zuständig­

keit der Partei bezieht sich auf Makro­

kontrolle, Politik, Koordination und 

Service. Vor allem soll die Partei al­

le Lokalregierungen und gesellschaftli­

chen Kräfte zu mehr Investitionen in 

diesen Bereich mobilisieren.

Der Beschluss über die Intensivierung 

der Äencai-Arbeit muss als ein bedeu­

tendes Dokument eingestuft werden, 

obwohl er keine spektakulären Neue­
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rungen enthält. Seit den 1980er, vor 

allem aber seit den 1990er Jahren be­

müht sich der Staat intensiv um die 

Ausbildung und Förderung qualifizier­

ter Fachleute. Es wurden mehrere Pro­

gramme und Pläne aufgestellt, und 

vieles von dem, was hier behandelt 

wird, ist bereits in einschlägigen Ge­

setzen und anderen relevanten Doku­

menten erwähnt. Die Bedeutung die­

ses Beschlusses liegt darin, dass er die 

bisherige Politik gegenüber Fachkräf­

ten zusammenfasst und neue Schwer­

punkte setzt. Ein Schwerpunkt ist 

die Dringlichkeit, mit der der Mangel 

an qualifizierten Fachkräften und die 

Anhebung des Niveaus der Fachleu­

te angegangen werden soll. Ein weite­

rer Schwerpunkt ist die Entscheidung 

für mehr Mobilität, und zwar sowohl 

die geographische durch die Lockerung 

der Meldebestimmungen als auch die 

Mobilität innerhalb der Berufskarrie­

ren. Die alten Strukturen der Wohn­

sitzkontrolle, der festen Anstellung, 

der separierten Eigentumsformen und 

der Vergütung nach Rangstufen und 

nicht nach Funktionen und Leistung 

werden durch diesen Beschluss aufge­

brochen. -st-

19 Vogelgrippe

Nachdem die Vogelgrippe im Dezem­

ber 2003 zuerst aus Südkorea gemel­

det worden war und sich das H5N1- 

Virus in kürzester Zeit in neun asia­

tischen Ländern, am schlimmsten in 

Chinas Nachbarland Vietnam, aus­

gebreitet hatte, musste auch China 

Ende Januar als zehntes Land den 

Ausbruch der Geflügelepidemie be­

stätigen. Im südchinesischen Autono­

men Gebiet Guangxi waren auf ei­

nem Geflügelhof Enten an dem hoch 

ansteckenden Virus gestorben (XNA, 

27.1.04). Dabei hatte sich China in 

den ersten Januarwochen noch zuver­

sichtlich gezeigt, den Ausbruch der 

Vogelgrippe verhindern oder zumin­

dest unter Kontrolle halten zu kön­

nen. Eingedenk des Fiaskos bei der 

Handhabung von SARS ein Jahr zu­

vor, als die Behörden den Ausbruch 

der Epidemie lange verschwiegen hat­

ten, wollte man nun rechtzeitig Maß­

nahmen ergreifen. Mitte Januar gab 

die Staatliche Verwaltung für Quali­

tätskontrolle, Inspektion und Quaran­

täne Direktiven für den Notfall aus, 

in denen die Lokalverwaltungen auf­

gefordert wurden, bei ersten Anzei­

chen der Vogelgrippe die betroffenen 

Menschen sofort unter Quarantäne zu 

stellen. Das Gesundheitsministerium 

rief alle lokalen Stellen zu verstärk­

ten Kontrollen und unmittelbarer Be­

richterstattung auf. Gleichzeitig wur­

den Geflügelimporte aus den betroffe­

nen Ländern verboten (XNA, 15., 16., 

20.1.04).

Über den im Kreis Long’an in Guang­

xi zuerst aufgetretenen Tod von En­

ten wurde am 23. Januar berichtet. 

Nach Laboruntersuchungen wurde am

27. Januar bestätigt, dass das Enten­

sterben durch das H5N1-Virus verur­

sacht worden war. Unmittelbar nach 

der Bestätigung wurden im Umkreis 

von drei Kilometern des Geflügelho­

fes 14.000 Stück Geflügel getötet und 

alles Geflügel im Umkreis von fünf 

Kilometern unter Quarantäne gestellt 

und geimpft, beides im Einklang mit 

dem Gesetz zur Prävention von Tier­

seuchen. Zugleich wurden die WHO 

und die FAO über den Ausbruch der 

Epidemie offiziell informiert und der 

Wunsch nach Kooperation mit den 

Weltorganisationen zum Ausdruck ge­

bracht. Ministerpräsident Wen Jiabao 

und der stellvertretende Ministerprä­

sident Hui Liangyu riefen die Lokal­

regierungen zu effektiven Maßnahmen 

auf, die die weitere Ausbreitung der 

Seuche verhindern sollten. Dies gelang 

jedoch offensichtlich nicht, denn in den 

folgenden Tagen wurden in mehre­

ren Provinzen neue Verdachtsfälle be­

kannt und kurz darauf auch bestätigt, 

so am 28. Januar in den Provinzen Hu­

bei und Hunan, am 30. Januar in An- 

hui, Shanghai und Guangdong (XNA,

27., 28., 30.1.04).

Am 29. Januar befasste sich die Regie­

rungszentrale unter Vorsitz von Minis­

terpräsident Wen Jiabao mit der Vo­

gelgrippe. Folgende Maßnahmen zur 

Prävention und Kontrolle der Geflü­

gelepidemie wurden beschlossen:

1. In allen Gebieten, wo die Epi­

demie auftritt, muss die aktuel­

le Situation sofort bekannt ge­

macht, das infizierte Geflügel ge­

tötet, Desinfektionen und strikte 

Quarantäne durchgeführt werden.

2. In Gebieten, wo das Virus noch 

nicht aufgetreten ist, müssen wirk­

same Vorsichtsmaßnahmen ergrif­

fen werden, z.B. Quarantäne.

3. Die finanziellen Mittel für die 

Maßnahmen, insbesondere für 

kostenlose Impfaktionen, für 

Kompensationen und für das 

Schlachten, müssen gemeinsam 

von den Lokalregierungen und 

der Zentralregierung bereitgestellt 

werden.

4. Forschung und internationale Zu­

sammenarbeit sollen intensiviert 

werden, und es soll vor allem ge­

nügend Impfstoff vorhanden sein.

5. Die Quarantäne bei Geflügelim­

porten muss verstärkt werden, 

desgleichen bei Exporten, und 

Schmuggel mit Geflügelprodukten 

geahndet werden.

6. Die Bevölkerung ist genau und 

seriös über die wissenschaftlichen 

Erkenntnisse der hoch infektiösen 

Vogelgrippe zu informieren, da­

mit sie entsprechende Vorkehrun­

gen treffen kann.

7. Das Übergreifen des Virus auf den 

Menschen muss mit allen Mit­

teln verhindert werden, vor allem 

durch medizinische Beobachtung 

der Risikogruppen.

8. Die Errichtung eines Seuchen- 

Beobachtungs- und Quarantäne- 

Netzwerks soll bewirken, dass man 

unerwartet auftretende Tierseu­

chen schnell in den Griff bekommt. 

(XNA, 29.1.04)

Einen Tag nach diesem Beschluss rich­

tete der Staatsrat ein Nationales Zent­

rum zur Prävention der Vogelgrippe 

mit Sitz am Landwirtschaftsministe­

rium ein. Zum Generaldirektor des 

Zentrums wurde der stellvertretende 

Ministerpräsident Hui Liangyu, zu sei­

nem Stellvertreter Staatsrat Hua Jian- 

min ernannt. Beteiligte Institutionen 

an diesem Zentrum sind die Staatli­

che Kommission für Entwicklung und 

Reform, das Finanz-, Gesundheits­

und Landwirtschaftsministerium, die 

Staatliche Verwaltung für Qualitäts­

kontrolle, Inspektion und Quarantäne, 

die Staatliche Verwaltung für Indust­

rie und Handel, das Ministerium für 

Wissenschaft und Technik, das Han­

delsministerium und die Allgemeine 

Zollverwaltung (XNA, 30.1.04).

Obwohl sich China den Anschein gibt, 

frühzeitig reagiert und das Problem 

in den Griff bekommen zu haben, zu­

mal bis Ende Januar noch keine Men­

schen infiziert waren, ist in ausländi­

schen Medien Kritik an Chinas Ver-
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halten laut geworden. Namentlich Ma- 

sato Tashiro, Leiter des WHO-Zent- 

rums für Influenzaforschung in Tokyo, 

beklagte, dass China keinerlei Infor­

mationen über die Vogelgrippe wei­

tergegeben habe, obwohl es bereits 

im Sommer 2003 Fälle von Vogelgrip­

pe in China und anderen asiatischen 

Ländern gegeben haben soll. Masato 

Tashiro berichtete, dass Japan schon 

im Frühjahr 2003 den Import chine­

sischen Entenfleisches verboten habe, 

nachdem man in einer Schiffsladung 

H5N1 entdeckt habe (FT, 29.1.04). Ei­

nem Bericht der britischen Zeitschrift 

New Scientist zufolge soll die Vogel­

grippe im Jahre 2003 in Südchina aus­

gebrochen sein, und zwar als Folge von 

Massenimpfungen, die man in China 

nach dem Ausbruch der Vogelgrippe 

in Hongkong im Jahre 1997 an Geflü­

gel vorgenommen hatte. Der stellver­

tretende Agrarminister Qi Jinfa wies 

auf einer Konferenz über die Vogel­

grippe in Bangkok diese Anschuldi­

gung umgehend zurück. Auch chine­

sische Veterinärexperten verwahrten 

sich dagegen; es handle sich um ei­

ne rein theoretische Hypothese, für die 

es bislang keinerlei Beweise gebe. Der 

WHO-Vertreter in Beijing wollte sich 

zu der Anschuldigung nicht äußern, 

deutete aber an, dass man den von 

den Chinesen verwendeten Impfstoff 

sowie seine Wirkung genauer untersu­

chen müsse (vgl. XNA, 30.1.04; ST, 

30.1.04). Das letzte Wort in dieser An­

gelegenheit ist noch nicht gesprochen, 

und Chinas Kampf gegen die Vogel­

grippe steht erst am Anfang, -st-

20 Rückkehr von SARS

Nachdem in China die Lungenepide­

mie SARS im Juli 2003 offiziell für 

besiegt erklärt worden war (vgl. C.a., 

2003/7, Ü 13), trat in der Provinz 

Guangdong Ende Dezember 2003 ein 

erneuter Verdachtsfall auf, der sich 

Anfang Januar 2004 bestätigte. Am 

17. Januar meldete das Gesundheits­

ministerium zwei weitere SARS-Er- 

krankungen, doch alle drei Fälle, so 

hieß es, seien leichtere Formen und 

stellten keine Gefahr für die Bevöl­

kerung dar. Dennoch rief das Minis­

terium zu erhöhter Wachsamkeit auf, 

insbesondere weil der erneute Aus­

bruch der Krankheit in China mit der 

Hauptreisesaison anlässlich des Früh­

lingsfestes zusammenfiel (vgl. XNA,

2., 3., 5., 7., 8., 11., 12., 17.1.04). 

Im Unterschied zum Ausbruch der 

SARS-Epidemie vor einem Jahr rea­

gierte die chinesische Regierung die­

ses Mal prompt mit den notwendi­

gen Maßnahmen wie z.B. Ermittlung 

der Kontaktpersonen; vor allem infor­

mierte sie die WHO umgehend über 

die Verdachtsfälle. Bereits zwei Ta­

ge nach Auftreten des ersten Ver­

dachtsfalls, am 29. Dezember 2003, 

entsandten die WHO und das chinesi­

sche Gesundheitsministerium ein Ex­

pertenteam nach Guangdong, das die 

mögliche Quelle des SARS-Virus er­

kunden sollte. Am 10. Januar wur­

de ein zweites Untersuchungsteam der 

beiden Institutionen nach Guangdong 

geschickt. Die WHO zeigte sich äu­

ßerst zufrieden über die Kooperations­

bereitschaft der chinesischen Regie­

rung und die sofort ergriffenen Maß­

nahmen zur Eindämmung von SARS. 

Auch von Seiten der WHO wurden 

die drei SARS-Fälle nicht als Bedro­

hung für die Bevölkerung angesehen, 

es handle sich um Einzelfälle, und zu­

mindest bislang bestehe keine Gefahr 

für einen erneuten Ausbruch der Epi­

demie (vgl. XNA, 8.-10., 14.1.04; ST,

8., 9.1.04; SCMP, 13.1.04).

Zu den Maßnahmen, die die Provinz­

regierung von Guangdong zur Ver­

hinderung der weiteren Ausbreitung 

von SARS unternahm, zählten das 

massenweise Töten von Zibetkatzen, 

die verschärfte Kontrolle der Wild­

tiermärkte und das Verbot, die spezi­

ell in Guangdong als Delikatesse gel­

tenden Zibetkatzen zu verzehren und 

mit diesen Tieren zu handeln. Die 

Zibetkatze gilt als möglicher Über­

träger des SARS-Virus. Ob das Tö­

ten von rund 10.000 Zibetkatzen aller­

dings das SARS-Virus ausrotten kann, 

wird von Wissenschaftlern bezweifelt, 

denn die Herkunft des neuen Coro­

navirus, das für SARS verantwortlich 

ist, ist noch nicht geklärt. Auch das 

zeitgleich in Guangzhou eingeleitete 

Töten von Ratten dürfte wenig Er­

folg haben. WHO-Experten warnten 

sogar vor dem Töten der Zibetkatzen, 

weil die Tiere unter Stress verstärkt 

Viren ausstoßen und die Leute, die 

die Vernichtung der Tiere vornehmen, 

infiziert werden könnten (vgl. XNA, 

5.1.04; IHT, 5, 6.1.04; WSJ, 5., 6.1.04; 

nzz, 6.1.04). -st-

Außenwirtschaft

21 Aufwertungsgerüchte 

dementiert

Gerüchten um eine Aufwertung des 

RMB widersprachen Premierminister 

Wen Jiabao und Vertreter der Zentral­

bank Anfang Februar dieses Jahres. 

Der Außenwert der Währung werde 

nicht verändert werden. Die erneute 

Versicherung von höchster Stelle war 

die Reaktion auf einen Kommentar in 

einer chinesischen Finanzzeitschrift ei­

nige Tage zuvor, in dem eine Aufwer­

tung der Währung um 5% zum März 

und um weitere 10% im nächsten Jahr 

angekündigt wurde.

Ein Sprecher der Zentralbank hob her­

vor, dass die in der China Business 

Post veröffentlichte Ankündigung ei­

ner Aufwertung die Meinung der Zei­

tung sei und nicht die der Regierung. 

Es gebe derzeit keinen zeitlichen Fahr­

plan zur Veränderung des Wechselkur­

ses.

Die Gerüchte um eine mögliche Auf­

wertung der Währung waren in den 

letzten Wochen immer stärker gewor­

den. Viele Analysten sprachen davon, 

dass China die Bindung an den Dollar 

in diesem Jahr aufgeben und damit ei­

ne Aufwertung akzeptieren werde. So 

prognostizierten beispielsweise in ei­

ner Umfrage von Bloomberg News sie­

ben von elf befragten Analysten, dass 

China bis Ende 2004 seine Währung 

aufwerten wird.

Auch die Goldman Sachs Group Inc. 

vertrat in einem kürzlich veröffentlich­

ten Bericht die Position, dass mit ei­

ner einmaligen Aufwertung um 2,5% 

gegenüber dem US-Dollar im ers­

ten Quartal 2004 zu rechnen sei. 

(HB, 5.1.04; FT, 23.1.04; NZZ, 6.2.04; 

People’s Daily online, 9.2.04; IHT, 

10.2.04; HB, 10.2.04)

Kritiker in den USA werfen China eine 

bewusste Unterbewertung der Wäh­

rung mit dem Ziel vor, sich Wett­

bewerbsvorteile zu verschaffen. Wäh­

rend seiner Wahlkampagne bezeichne­

te Präsident Bush China als das Bei­

spiel eines Landes, mit dem die USA 

ein hohes Defizit im Handel haben 


